
Über die Zukunft der Akupunktur
als Leistung der gesetzlichen
Krankenkassen hat sich zwischen

den Ärzte- und Kassenvertretern im ge-
meinsamen Bundesausschuss ein hefti-
ger Streit entzündet. Die Kassenärzte in
dem 21-köpfigen Gremium, das über
die Aufnahme neuer Methoden in
den Leistungskatalog der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) befindet,
plädieren gegen eine Aufnahme, die
Kassenvertreter dafür. Die Fronten
sind verhärtet. Die Entscheidung wur-
de vertagt. Das Thema wird erst bei der
nächsten Sitzung des Bundesausschus-
ses am 16. Oktober wieder auf der Ta-
gesordnung stehen. 

Entzündet hat sich der Konflikt am
Ergebnis, das der gemeinsame Arbeits-
ausschuss zur wissenschaftlichen Be-
wertung der Akupunktur vorgelegt hat.
Er kommt zu dem Schluss, dass sich
nach dem derzeitigen Stand der Wis-
senschaft die Wirksamkeit der Aku-
punktur nicht belegen lässt. „Überra-
schend war, dass es unglaublich viele
wissenschaftliche Veröffentlichungen
gibt, darunter auch 100 randomisierte
kontrollierte Studien“, sagt Dr. med.
Paul Rheinberger, Geschäftsführer
des Arbeitsausschusses. „Je qualitativ
hochwertiger die Studien jedoch waren,
desto weniger Hinweise gab es zur
Wirksamkeit der Akupunktur.“ Die
Wirkung reduziere sich auf Zuwen-
dungseffekte, die zwar im Sinne der Pa-
tienten wünschenswert seien, aber kein
Grund, speziell diese Behandlungsme-
thode in den GKV-Leistungskatalog
aufzunehmen. Rheinbergers Fazit:
„Das Ergebnis des Arbeitsausschusses
lässt eine Aufnahme nicht zu.“ Diesem
Urteil hat sich auch der Vorstand der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung
(KBV) angeschlossen. Ihr Vorsitzen-
der, Dr. med. Manfred Richter-Reich-

helm, kritisiert heftig, dass die
Kassen trotzdem an einer
Aufnahme festhalten. Er be-
fürchtet, dass die Verfahrens-
richtlinien zur Beurtei-
lung der Wirksamkeit,
des therapeutischen
Nutzens und der Wirt-
schaftlichkeit von Un-
tersuchungs- und Be-
handlungsverfahren
aufgeweicht werden,
die beide Seiten erst
Ende letzten Jahres er-
neut bekräftigt hatten.
Die Richtlinien sollen
gewährleisten, dass
die Entscheidungen
des Bundesausschus-
ses auf einer syste-
matischen Evaluati-
on aller verfügba-
ren wissenschaftli-
chen Belege beruhen.
Setzten sich die Kassen im
Falle der Akupunktur
durch, drifte dieses Verfah-
ren ab in die Beliebigkeit.
„Wir machen uns ja völlig
unglaubwürdig, wenn wir
auf dieser Datenbasis die
Akupunktur in den Lei-
stungskatalog aufnehmen“,
sagt auch Rheinberger.
„Wie sollen wir dann ande-
re negative Entscheidun-
gen wie die zur Osteodensitometrie
oder zur Balneo-Phototherapie noch
rechtfertigen?“ Die Kritierien, nach de-
nen Entscheidungen gefällt würden,
müssten objektivierbar und nachvoll-
ziehbar sein.

Für die Kassen geht es im Fall der
Akupunktur neben der reinen Wissen-
schaftlichkeit auch um eine Werteent-
scheidung. „Die Evidenz wird uns dabei

nicht sehr weiterhelfen“, sagt Dr. Jo-
hannes Bruns vom Verband der Ange-
stellten-Krankenkassen. Dafür eigne
sich die Akupunktur zur Zeit nicht. Der
IKK Bundesverband verweist auf die
Zwischenergebnisse seiner Modell-
vorhaben. Die, so ihr Pressesprecher
Pietro Nuvoloni, hätten gezeigt, dass

Akupunktur insbesondere bei
Schmerzpatienten wirksam sei
und die Krankenstände deut-
lich senken könne. Die Qua-
lität der wissenschaftlichen

Begleituntersuchung dieses
Modellprojektes wird jedoch
vom zuständigen Arbeitsaus-

schuss im Bundesaus-
schuss nicht besonders
hoch angesiedelt.

Die Diskussion ist
festgefahren. Dabei
geht es nicht nur um
den Wert einer Me-
thode, sondern auch
um Geld. Tatsache ist,
dass Ärzte Akupunk-
tur praktizieren, sie
von Patienten nachge-
fragt und mittlerweile
von vielen Kassen für
bestimmte Indikatio-
nen erstattet wird. In
welcher Größenord-
nung sich das Ganze
abspielt, ist fraglich.
Die BKK Securvita,

die in großem Stil Naturheil-
verfahren erstattet und da-
mit auch wirbt, spricht von
rund 1,5 Millionen Patienten
jährlich, die sich einer Aku-
punkturbehandlung unter-
ziehen. Nach Angaben ver-
schiedener Akupunkturver-
bände praktizieren etwa
18 000 Ärzte diese alter-
native Heilmethode, die
die Kassen jährlich rund

600 Millionen DM kostet – so schätzen
die Ärztevertreter im Bundesaus-
schuss. Dabei handeln die Krankenkas-
sen nach Angaben des Vorsitzenden
des Bundesausschusses, Karl Jung,
rechtswidrig. Solange sich der Aus-
schuss zu dieser Methode nicht positiv
geäußert habe, dürften die gesetzlichen
Krankenkassen Leistungen der Aku-
punktur nicht erstatten, so Jung. Für
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Bundesausschuss

Streit um Akupunktur
Die Entscheidung darüber, ob die Akupunktur in den Lei-
stungskatalog gehört, hat der Bundesausschuss der Ärzte
und Krankenkassen vertagt.



die finanziellen Schäden müssten die
Vorstandsmitglieder der betreffenden
Kassen einstehen.

„Es sind auch andere Rechtspositio-
nen denkbar“, sagt dazu VdAK-Mitar-
beiter Bruns. Ob man sich auf ein „Sy-
stemversagen“ berufen kann, also dar-
auf, dass der Bundesausschuss seiner
Aufgabe (noch) nicht gerecht gewor-
den ist, müssten letztlich die Sozialge-
richte entscheiden. Die Ersatzkassen
haben vereinbart, die Kostenerstattung
von Akupunkturbehandlungen restrik-
tiv, wie sie sagen, an bestimmte Indika-
tionen zu knüpfen, nicht zuletzt, „weil
die behandelnden Ärzte die therapeuti-
sche Notwendigkeit sehen“. Die In-
nungskrankenkassen zahlen nach eige-
nen Angaben nur im Rahmen ihrer Mo-
dellvorhaben. Als Wettbewerbspara-
meter dürfte die Akupunktur nur noch
eine untergeordnete Rolle spielen. Die
meisten Kassen erstatten entsprechen-
de Leistungen. Offenbar wollen aber
auch sie heraus aus der Grauzone.
„Akupunktur ist mittlerweile auch zu
einem ökonomischen Problem gewor-
den“, sagt Bruns. „Wir können keine
Misswirtschaft aufkommen lassen.“
Genau hier sieht der KBV-Vorsitzende
Richter-Reichhelm eines der Probleme.
Es scheine, als solle die Erstattungspra-
xis der Kassen nachträglich um jeden
Preis gerechtfertigt werden, nachdem
sie Gegenstand einer bundesweiten
Prüfung durch die Aufsichtsbehörden
geworden sei.

Geld spielt jedoch auch bei der ab-
lehnenden Haltung der Ärzte eine Rol-
le. Derzeit wird die Vergütung für Aku-
punktur nicht aus dem Budget bezahlt.
Da die Kassen im Falle einer Aufnah-
me der Methode in den GKV-Lei-
stungskatalog nach Angaben von Rich-
ter-Reichhelm nicht bereit sind, mehr
Geld einzustellen, und das Verfahren,
wie Studien belegen, meist additiv ein-
gesetzt wird, geht dem System Geld
verloren – anders formuliert: Die Kas-
sen sparen Geld. Auch die Ärzte, die
Akupunktur praktizieren, haben offen-
bar wenig Interesse daran, dass sie Be-
standteil des EBM wird. Sechs ärztliche
Akupunktur-Verbände haben in einer
Stellungnahme gegenüber dem Bun-
desausschuss dargelegt, dass sie in ei-
nem solchen Fall finanzielle Einbußen
befürchten. Heike Korzilius
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Ursprünglich sollte der Prozess nur
einen Tag dauern. Bisher waren die
Verfahren zum Doping in der

DDR immer nach einem Tag zu Ende
gegangen. Doch mehr als 20 Verhand-
lungstage waren nötig, ehe die 38. Große
Strafkammer des Berliner Landgerichts
am 18. Juli das Urteil gegen die DDR-
Sportfunktionäre Manfred Ewald und
Manfred Höppner verkünden konnte.
Wegen Beihilfe zur Körperletzung ver-
urteilte das Gericht beide zu Freiheits-
strafen auf Bewährung, Ewald erhielt 22
Monate, Höppner 18. Unter ihrer Feder-
führung erhielten junge Sportlerinnen
und Sportler hormonelle Dopingmittel,
trotz bekannter gesundheitlicher Risi-
ken. Ewald und Höppner werden als
Spitze der Pyramide beim systemati-
schen DDR-Doping gesehen, deren Ba-
sis in alle Bereiche des DDR-Leistungs-
sports hineinreicht. 

Staatlich verordnetes Doping

Manfred Ewald (74), von 1961 bis 1988
Präsident des Deutschen Turn- und
Sportbundes der DDR (DTSB) sowie
Präsident des Nationalen Olympischen
Komitees der DDR, soll in den Siebzi-
gerjahren das Dopingprogramm konzi-
piert, zentral angeordnet und systema-
tisch verschleiert haben. Manfred Höpp-
ner (66) gilt nach Einschätzung der
Staatsanwälte als der „Konstrukteur des
staatlich gelenkten Dopings“, als derje-
nige, der die Präparate beschafft und an
Ärzte und Trainer verteilt hat. Viele Jah-
re war er stellvertretender Leiter des
Sportmedizinischen Dienstes der DDR
(SMD) und Leiter der „Arbeitsgruppe
unterstützende Mittel“– so nannte sich
die Arbeitsgruppe „Doping“ damals. 

Angeklagt waren beide in 142 Fällen.
Vor allem Frauen klagten, die jahrelang

hormonelle Dopingpräparate erhalten
hatten, auf die sie jetzige Gesundheits-
störungen zurückführen. In der Ankla-
geschrift sind generelle Vermännli-
chung, gynäkologische Probleme, Fehl-
geburten, Unfruchtbarkeit, übermäßi-
ge Körperbehaarung sowie Stimmver-
änderungen aufgeführt. Die Anabolika
– verwendet wurde vor allem das Testo-
steron-Derivat Oral-Turinabol – gelten
aber auch als mögliche Ursache für Le-
bertumoren und Nierenschäden. Auf
einzelne Gesundheitsschäden ging das
Gericht jedoch nicht ein. Die beschrie-
benen gesundheitlichen Schäden ließen
sich nicht zweifelsfrei auf das frühere
Doping zurückführen und könnten ver-
schiedene andere Ursachen haben, ur-
teilten die Gutachter. 

Als bewiesen gilt allerdings, dass
Ewald und Höppner beim Einsatz der
Präparate sehr wohl wussten, mit wel-
chen Nebenwirkungen diese behaftet
sind. Die Schäden hätten sie „billigend
in Kauf genommen“, sagte eine Justiz-
sprecherin. Das Gericht urteilte nun,
dass allein schon die Vergabe der Do-
ping-Mittel Körperverletzung gewesen
sei. Hinzu kommt: Doping ist nicht Do-
ping. Die Gabe von leistungssteigern-
den Präparaten an Erwachsene ist nicht
mit dem hormonellen Doping von Min-
derjährigen gleichzusetzen. Und dies
haben Ewald und Höppner gezielt ge-
tan beziehungsweise angeordnet. Die
Anklage lastete Ewald auch an, die
Trainer aufgefordert zu haben, die jun-
gen Sportlerinnen und deren Eltern
über das Doping im Unklaren zu lassen.
Ihnen sei wiederholt gesagt worden, sie
erhielten Vitaminpräparate. 

Dieses diffuse Wissen und Nichtwis-
sen ist kennzeichnend für das gesamte
Doping-System der DDR. Nahezu alle
Sportärzte und Trainer waren darin ein-
gebunden. „Jeder hat im Gefüge mitge-

Doping in der DDR

Nur die Medaillen zählten
Das Berliner Landgericht verurteilte die ehemaligen Sport-
funktionäre der DDR, Ewald und Höppner, wegen Beihilfe zur
Körperverletzung zu Freiheitsstrafen auf Bewährung.



macht, aber jeder hat unterschiedlich
viel gewusst“, beurteilt Prof. Dr. med.
Dirk Clasing, Fachbereich Sportwissen-
schaft der Universität Münster, das Do-
ping in der ehemaligen DDR. Verant-
wortlich für das Doping waren in den
Bezirken die Abteilungsleiter „Lei-
stungssport“. Sie gaben die Informatio-
nen und Anweisungen an die Sektions-
ärzte weiter, die sie direkt mit den Trai-
nern umsetzten. Andere Sportärzte wa-
ren nur am Rande tangiert. Auch die
Sportler waren in Kaderklassen (A, B
und C) eingeteilt. Entsprechend ihren
sportlichen Leistungen (und ihrer politi-
schen Integrität) wurden sie für interna-
tionale Wettkämpfe ausgesucht, trainiert
und – gedopt. Einige Nebenklägerinnen
gehörten gar nicht einmal in die Kader-
klasse A, die Dopingmittel staatlich ver-
ordnet bekam. In diesen Fällen hatten
wohl Trainer eigenmächtig gedopt.

Ewald, der das System ausklügelte
und nach unten durchsetzte, ging es
während seiner Zeit als Präsident des
DTSB eigentlich nur um eins: um Me-
daillen für die DDR. 160 Olympiasiege
errang die DDR unter seinem Regime.
Dafür setzte er, frei nach dem Motto
„der Zweck heiligt die Mittel“, auch die
Gesundheit der Sportlerinnen und
Sportler aufs Spiel. 

Kombination: Intensives
Training und Doping

Leistungssport in der DDR – das war
mehr als nur die Verwirklichung der
olympischen Ideale. Sport war auch ein
Teil der sozialistischen Ideologie. Auf al-
len Ebenen, von den Jungpionieren bis
zum Hochleistungssport, wurde er vom
Staat gefördert. Bei internationalen
Wettkämpfen galt es, die Stärke der
DDR zu präsentieren. Hier hatte der
„real existierende Sozialismus“ die Mög-
lichkeit, den Klassenfeind zu besiegen.
„Sportpolitische Höhepunkte“ nannten
Sportler, Trainer, Ärzte und Funktionäre
diese Wettkämpfe. Dafür trainierte man.
Auch ohne Rücksicht auf Verluste. 

Training und Doping, beides war in
der DDR technisch perfektioniert. Dass
die Spitzenleistungen der DDR-Sport-
ler nur auf das Doping zurückzuführen
sind, lässt sich nicht sagen. Die Sport-
wissenschaften und die Sportmedizin

waren in der DDR hoch entwickelt. Die
Facharztweiterbildung zum Sportmedi-
ziner dauerte fünf Jahre; Ärzte und
Trainer betreuten die Sportler nach wis-
senschaftlichen Vorgaben. Durch die
Zentralisierung war es möglich, Lei-
stungsentwicklung, Trainingsabläufe
und Wettkampffolge einheitlich zu kon-
trollieren. Einige Wochen im Jahr stand
im Training die Maximalkraft im Vor-
dergrund. Für die Sportärzte bedeutete
diese Zeit zugleich: Doping. Die Dosie-
rungen der Präparate und die Zeitdauer
des Dopings waren dabei zeitlich genau
auf den nächsten Wettkampf
abgestimmt. „Zum sportpoliti-
schen Höhepunkt war norma-
lerweise nichts mehr nachzu-
weisen“, berichtet ein ehemali-
ger Sportmediziner der DDR.
Kontrolliert wurde das im Do-
pinglabor des Zentralinstituts
des SMD in Kreischa. „Fand
man bei dem Sportler noch
Spuren des Dopings, durfte er
nicht zum Wettkampf ins Aus-
land reisen; er erkrankte zum
Beispiel plötzlich.“

Offen bleibt, inwieweit die
Sportler über die Medikamen-
te informiert waren. Einige
Sportlerinnen berichteten über
die „blauen Pillen“ (Oral-Turi-
nabol), die sie regelmäßig er-
hielten. Doch dürfte ein Aus-
stieg für sie schwer gewesen
sein. Ein Verweigern der Ein-
nahme hätte das Ende der
Sport-Karriere bedeutet. In ei-
ner ähnlichen Situation fühlten
sich viele Sportärzte der DDR. Sie be-
zeichnen ihre Tätigkeit als einen „Balan-
ceakt zwischen Gewissen und staatlicher
Anordnung“. „Verweigern, das prinzipi-
ell möglich war, wäre als „politisch-ideo-
logisches Fehlverhalten“ gedeutet wor-
den und einem Ausreiseantrag nahezu
gleichgekommen“, erzählt eine ehemali-
ge DDR-Sportmedizinerin. 

Von dem systematischen Doping sind
in der Ex-DDR etwa 10 000 Personen
betroffen. Bisher erhalten sie wenig Un-
terstützung. Deshalb gründete Dr. med.
Klaus Zöllig, Weinheim, 1998 den Ver-
ein Doping Opfer Hilfe e.V. „Regierung
und Sportverbände ignorieren jede Ver-
antwortung“, erklärt der Unfallchirurg
und Sportmediziner. Der Verein verwal-

tet private Spenden sowie von Banken
oder der Industrie. Auch Geldstrafen
von Verurteilten in den Dopingprozes-
sen haben die Oberlandesgerichte dem
Verein schon zur Verfügung gestellt. Sie
sollen jetzt den Opfern zugute kommen. 

In den letzten zwei Jahren rollte die
Justiz das Dopingsystem von unten
nach oben auf. Mit dem Prozess gegen
Ewald und Höppner sollte demon-
striert werden, so Nebenklage-Anwalt
Michael Lehner, dass nicht nur gegen
die ausführenden Ärzte und Trainer
prozessiert wird. Im März 1998 hatte

der erste Prozess gegen frühere DDR-
Trainer in Berlin begonnen. Inzwischen
haben die Berliner Gerichte gegen Trai-
ner, Ärzte, Wissenschaftler und Funk-
tionäre eine Reihe von Geld- und Be-
währungsstrafen verhängt. Die bis zum
jetzigen Prozess höchste Strafe von 15
Monaten auf Bewährung hat der Chef
des DDR-Schwimmsportverbandes,
Lothar Kipke, erhalten.

Einige Verfahren gegen ehemalige
Sportmediziner der DDR laufen der-
zeit noch. Bis zum 3. Oktober, dem
zehnten Jahrestag der deutschen Ein-
heit, müssen sie abgeschlossen sein.
Denn dann verjähren die meisten
DDR-Straftaten, auch die Doping-
delikte. Dr. med. Eva A. Richter
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Nicht nur das systematische Doping, sondern ein beson-
ders intensives, zentral kontrolliertes Training ließen die
DDR-Sportler zur Weltspitze gehören. Foto: dpa


